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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit- übersende icli den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über Todeserklärungen 
nach der Konvention der Vereinten Nationen vom 
6. April 1950 über die Todeserklärung 
Verschollener 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat In seiner 129. Sitzung am 15. Oktober 1954 ge- 
mäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Üruck: Bonner Unlversltftts-Buchdnickerel Gebr. Scheur, Öon& 
Alleinvertrieb: Dr. Hane Hevpr. Rad ßndashAra RhAfnallAa 9n 



Entwurf eines Gesetzes 

Über Todeserklärungen nach der Konvention der Vereinten Nationen 
vom 6. April 1950 über die Todeserklärung Verschollener 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Die Vorschriften des Verschollenheitsge- 
setzes vom 15. Januar 1951 (Bundesgesetzbl. 
I S. 63) und des Gesetzes zur Änderung, von 
Vorschriften des Verschollenheitsrechts vom 
15. Januar 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 59) blei- 
ben durch den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zu der am 6. April 1950 von 
der Konferenz der Vereinten Nationen über 
die Todeserklärung Versdiollener angenom- 
menen Konvention über die Todeserklärung 
Verschollener (Konvention) unberührt. 

§ 2 

Auf das Verfahren nach der Konvention 
sind das Verschollenheitsgesetz und das Ge- 
setz zur Änderung von Vorschriften des Ver- 
schollenheitsrechts entsprechend anzuwenden, 
soweit in der Konvention oder in diesem 
Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 

§ 3 

(1) Für das Aufgebotsverfahren zum 
Zwecke der Todeserklärung nach der Kon- 
vention ist das Amtsgericht Schöneberg in 
Berlin-Schöneberg ausschließlich zuständig. 

(2) Ist ein Aufgebotsverfahren nach dem 
Verschollenheitsgesetz oder nach Artikel 2 
des Gesetzes zur Änderung von Vorschriften 
des Verschollenheitsrechts anhängig, so kann 
jeder Antragsteller beantragen, daß das Ver- 
fahren nach den Vorschriften der Konvention 
durchgeführt wird. In diesem Falle hat das 
Gericht das Verfahren an das Amtsgericht 
Schöneberg in Berlin-Schöneberg abzugeben, 
sofern das Verfahren nicht schon bei diesem 
Gericht anhängig ist. Der Abgabebeschluß ist 
unanfechtbar und für das Amtsgericht Schö- 
neberg bindend. 


§ 4 

Neben den in der Konvention vorgeschrie- 
benen Mitteilungen an das Internationale 
Büro für Todeserklärungen sind auch die 
öffentlichen Bekanntmachungen anzuordnen, 
die in dem Versdiollenheitsgesetz vorgesehen 
sind. § 5 des Artikels 2 des Gesetzes zur Än- 
derung von Vorschriften des Verschollen- 
heitsrechts ist anzuwenden. 

§ 5 

(1) Wird ein Antrag auf Durchführung 
des Verfahrens nadi den Vorschriften der 
Konvention gestellt, so ist ein nach dem Ver- 
schollenheitsgesetz oder dem Artikel 2 des 
Gesetzes zur Änderung von Vorschriften des 
Verschollenheitsrechts anhängiges Aufgebots- 
verfahren, sofern nicht der Antrag nach § 3 
Abs. 2 Satz 1 gestellt wird, bis zur rechts- 
kräftigen Entscheidung des Verfahrens nach 
der Konvention auszusetzen. Wird in dem 
Verfahren nach der Konvention der Verschol- 
lene rechtskräftig für tot erklärt, so ist das 
andere Verfahren erledigt. Wird in dem Ver- 
fahren nach der Konvention der Antrag auf 
Todeserklärung rechtskräftig zurückgewiesen, 
so kann das andere Verfahren nur fortgesetzt 
werden, wenn in ihm Tatsachen oder Beweis- 
mittel vorgebracht werden, die in dem Ver- 
fahren nach der Konvention aus rechtlichen 
oder tatsächlichen Gründen nicht berücksich- 
tigt werden konnten. 

(2) Ist ein Verfahren nach den Vorschrif- 
ten der Konvention anhängig, so kann ein 
Antrag auf Todeserklärung nach dem Ver- 
schollenheitsgesetz oder nach Artikel 2 des 
Gesetzes zur Änderung des Verschollenheits- 
rechts nicht gestellt werden. Absatz 1 Satz 2 
und 3 gilt sinngemäß. 

§ 6 

In den Fällen des Artikels 6 der Konven- 
tion entscheidet das Gericht durch unanfecht- 
baren Beschluß. 
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§ 7 

In dem Verfahren vor dem Amtsgericht 
und in dem Verfahren nach Artikel 6 der 
Konvention werden Gerichtskosten nicht er- 
hoben. 

§ 8 

Dieses Gesetz und das Gesetz zur Ände- 
rung von Vorschriften des Verschollenheits- 


rechts gelten auch im Lande Berlin, sobald 
das Land Berlin gemäß Artikel 87 Abs. 2 
seiner Verfassung die Anwendung der Ge- 
setze beschlossen hat. 

§ 9 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage in Kraft, 
an dem die Konvention auf Grund ihres 
Artikels 14 Abs. 2 für die Bundesrepublik 
Dcutsdiland in Kraft tritt. 


Begründung 


Der Entwurf eines Gesetzes über Todeser- 
klärungen nach der Konvention der Verein- 
ten Nationen vom 6. April 1950 über die 
Todeserklärung Verschollener ergänzt den 
Entwurf eines Gesetzes über den Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland zu der Konven- 
tion der Vereinten Nationen vom 6. April 
1950. Er soll der Durchführung der Verfah- 
ren nach der Konvention dienen und das 
Verhältnis des Rechts der Konvention zu 
dem bereits geltenden innerstaatlichen Ver- 
schollenheitsrecht regeln. 

Im einzelnen ist folgendes zu bemerken: 

Zu § 1 

Die Vorschrift des § 1 stellt klar, daß die 
Vorschriften des Verschollenheitsgesetzes vom 
15. Januar 1951 und des Gesetzes zur Ände- 
rung von Vorschriften des Verschollenneits- 
rechts durch den Beitritt der Bundesrepublik 
zu der Konvention nicht berührt v/erden. 
Das bedeutet, daß das Todeserklärungsver- 
fahren nach der Konvention neben die schon 
nach geltendem Recht in der Bundesrepublik 
und Berlin (West) gegebenen Möglichkeiten 
der Todeserklärung tritt. Der Antragsteller 
hat also die Wahl, ob er einen Antrag auf 
Durchführung des Verfahrens na da der Kon- 
vention oder nach den Vorsdariften des Ver- 
schollenheitsgesetzes vom 15. Januar 1951 
und des Gesetzes zur Änderung von Vor- 
schriften des Verschoilenheitsredats stellen 
will. 

Zu § 2 

In der Schlußakte der Konferenz der Verein- 
ten Nationen über die Todeserklärung Ver- 
schollener ist unter Buchstabe a festgestellt wor- 
den, daß alle nicht ausdrücklich durch die 
Konvention geregelten Fragen unter der 
Herrschaft der nationalen Gesetzgebung der 
vertragschließenden Staaten bleiben. § 2 be- 


stimmt daher, daß auf die Verschollenheits- 
verfahren, die nach der Konvention durdage- 
führt werden, das deutsche Verschollenheits- 
recht entsprechend anzuwendeia ist, soweit 
nicht in der Konvention oder in diesem Ge- 
setz etwas anderes bestimmt ist. Somit rich- 
ten sich namentlich die verfahrensrechtlichen 
Fragen überwiegend nach dem in der Bun- 
desrepublik und Berlin (West) geltenden Ver- 
schollenheitsrecht. Auch für die Aufhebung 
der Todeserklärung (§ 30 des Verschollen- 
heitsgesetzes) oder die nachträgliche Ände- 
rung des Todeszeitpunktes (§ 33a des Ver- 
schollenheitsgesetzes) ist das innerstaatliche 
Recht maßgebend. 

Zu § 3 

Da wohl nicht damit gerechnet werden kann, 
daß zahl r ei ehe Anträü^p auf TnripcprklaVuncr 

O - - - - ^ 

nach der Konvention gestellt werden, er- 
scheint die Begründung der ausschließlichen 
Zuständigkeit eines Gerichts für die Bundes- 
republik und Berlin (West) im Interesse einer 
einheitlichen Handhabung der Vorschriften 
des Abkommens und dieses Gesetzes zweck- 
mäßig. § 3 Abs. 1 macht daher von der in 
Art. 2 Abs. 3 der Konvention vorgesehenen 
Möglichkeit Gebrauch und begründet für alle 
Aufgebotsverfahren, für die ein Gericht in 
der Bundesrepublik oder Berlin (West) zu- 
ständig wäre, in Anlehnung an § 15 b des 
Verschollenheitsgesetzes die ausschließliche 
örtliche Zuständigkeit des Amtsgerichts 
Schöneberg in Berlin-Schöneberg. 

Es erscheint gerechtfertig.t, dem Antragsteller 
ln einem nach dem Verschollenheitsgesetz 
oder nach Art. 2 des Gesetzes zur Änderung 
des Verschollenheitsrechts anhängigen Auf- 
gebotsverfahren die Möglichkeit zu geben, 
das Verfahren nach den Vorschriften der 
Konvention weiterführen zu lassen. Er wird 
dadurch in die Lage versetzt, sich die durch 
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die Anerkennung der Todeserklärung in den 
anderen Vertragsstaaten bietenden Rechts- 
vorteile zu verschaffen. § 3 Abs. 2 des Ent- 
wurfs sieht daher die Überleitung eines an- 
hängigen Aufgebotsverfahrens in ein Verfah- 
ren nach der Konvention vor. Das gilt so- 
wohl für die Fälle, in denen bei Inkrafttreten 
der Konvention bereits ein Aufgebots verfah- 
ren anhängig ist, als auch für die Fälle, in 
denen erst nach diesem Zeitpunkt ein Aufge- 
botsverfahren nach den allgemeinen Vor- 
schriften beantragt wird. 

Zu § 4 

Es muß verhindert werden, daß in der Bun- 
desrepublik einschließlich Berlin (West) über 
denselben Verschollenen neben dem Verfah- 
ren nach der Konvention etwa noch ein Ver- 
fahren nach dem Verschollenheitsgesetz oder 
nach Art. 2 des Gesetzes zur Änderung des 
Verschollenheitsrechts durchgeführt wird, von 
dem das Amtsgericht Schöneberg in Berlin- 
SchÖneberg nichts erfährt. Das Amtsgericht 
Schöneberg oder das Beschwerdegericht soll 
daher nadi §4 auch bei einem Verfahren nach 
der Konvention die nach innerdeutschem Recht 
vorgesehenen öffentlichen Bekanntmachungen 
anordnen. Dadurch wird es den anderen 
Gerichten, bei denen etwa später ein Antrag 
auf Todeserklärung gestellt wird, ermöglicht, 
festzustellen, ob bereits ein Verfahren nach 
der Konvention anhängig war oder ist. Zur 
Erleichterung dieser Feststellung ist in Aus- 
sicht genommen, die das Aufgebotsverfahren 
nach der Konvention betreffenden öffent- 
lichen Bekanntmachungen In einem besonde- 
ren Abschnitt der Verschollenheitsliste zu 
veröffentlichen. 

Zu § 5 

§ 5 ergänzt den § 4 des Entwurfs. Er will, 
falls das nach dem bisherigen innerdeutschen 
Recht zuständige Gericht anhand der in § 4 
vorgeschriebenen Veröffentlichungen oder 
durch Befragen der Beteiligten (§12 RFGG) 
festgestellt hat, daß ein Verfahren nach der 
Konvention in einem Vertragsstaat anhängig 
Ist oder wird, das Nebeneinander beider Ver- 
fahren regeln und einander widersprechende 
Entscheidungen verhüten. Mit Rücksicht auf 
Rechtsvorteile, die eine Todeserklärung nach 
der Konvention durch die Anerkennung in 
den anderen Vertragsstaaten bietet, wird 
hierbei dem Verfahren nach der Konvention 
gegenüber dem Verfahren nach dem bisheri- 


gen innerdeutschen Recht der Vorrang einge- 
räumt. 

Zu § 6 

Die Vorschrift dient der Durchführung des 
Art. 6 der Konvention. Es erscheint weder 
erforderlich noch zweckmäßig, gegen die Ent- 
scheidung ein Rechtsmittel zuzulassen, weil 
regelmäßig das entscheidende Gericht allein 
am besten in der Lage sein wird, zu beur- 
teilen, ob das von ihm rechtskräftig entschie- 
dene Aufgebotsverfahren den Erfordernissen 
der Konvention entspricht. 


Zu § 7 

Bereits Art. 2 § 6 des Gesetzes zur Änderung 
von Vorschriften des Verschollenheitsrechts 
enthält in den Fällen der Kriegsverschollen- 
heit für das Todeserklärungsverfahren oder 
das Verfahren zur Feststellung der Todeszeit 
vor dem Amtsgericht eine Bestimmung, wo- 
nach in diesem Verfahren Gerichtskosten 
nicht erhoben werden. Es ist wegen Art. 12 
der Konvention erforderlich, diese Regelung 
auch für die Verfahren nach der Konvention 
zu übernehmen. Entsprechendes soll auch für 
die Verfahren nach Art. 6 der Konvention 
gelten. 

Zu § 8 

§ 8 regelt die Geltung des Gesetzes in Berlin. 
Seine Fassung weist gegenüber der sonst übli- 
chen Berlin-Klausel eine Besonderheit auf, die 
sich daraus ergibt, daß das. Gesetz zur Ände- 
rung von Vorschriften des Verschollenheits- 
rechts vom 15. Januar 1951 (BGBl. I S. 59) 
bisher in Berlin noch nicht gilt. Durch die 
vorgesehene Fassung der Berlin-Klausel soll es 
ermöglicht werden, auch dieses Gesetz nach 
Berlin zu übernehmen. Damit würde auch 
die Bekanntmachung der Neufassung des 
Verschollenheitsgesetzes, zu der Art. 4 § 5 des 
Änderungsgesetzes ermächtigt, in Berlin mög- 
lich sein und die vollständige Rechtsanglei- 
chung auf dem Gebiete des Verschollenheits- 
rechts vollzogen werden können. 

Zu § 9 

§ 9 behandelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
Dabei war zu berücksichtigen, daß das Gesetz 
erst an dem Tage in Kraft treten kann, an 
dem die Konvention innerstaatliches Recht 
der Bundesrepublik wird. 
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